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A
uf die Freiheit der Forschung
wird in öffentlichen Debatten
um die Wissenschaft gern und

häufig Bezug genommen. In der aktuel-
len Auseinandersetzung um die Zivil-
klausel an der Universität Bremen etwa
appellieren beide Seiten an sie. Auch
wenn es um Freisetzungsversuche mit

gentechnisch veränderten Organismen,
um die gesetzliche Regulierung der For-
schung an embryonalen Stammzellen
oder die zunehmende Ökonomisierung
der Forschung geht, bleiben Anrufungen
der Forschungsfreiheit selten aus. Oft
sind diese aber der Verständigung zwi-
schen den jeweiligen Parteien nicht sehr
dienlich, da wir vielfach von erstarrten
Bildern der Forschungsfreiheit ausgehen.
Manchen scheint sie als Grundvoraus-
setzung der unbefangenen Wahrheitssu-
che in den Wissenschaften gleichsam sa-
krosankt und gänzlich unverhandelbar,
andere dagegen stellen die Berufung auf

Forschungsfreiheit unter den Verdacht
einer bloßen Ideologie der wissenschaft-
lichen Kaste, die sich mit Hilfe der Frei-
heitsrhetorik ihrer moralischen und ge-
sellschaftlichen Verantwortung zu ent-
ziehen versuche. Um es etwas drastisch
auszudrücken: Die einen denken beim
Stichwort „freie Forschung“ als erstes an

Galilei, die anderen
an Mengele.

Dabei hilft es we-
nig, auf die rechtliche
Kodifizierung der
Forschungsfreiheit in
Deutschland und ei-

nigen anderen Ländern zu verweisen.
Denn die Ursache für die beschriebene
Erstarrung ist ein mangelndes Bewusst-
sein von den Gründen, die für ein For-
schungsfreiheitsprinzip sprechen. Nur ei-
ne Rückbesinnung auf die Frage, warum
eine politische Gemeinschaft ausgerech-
net der wissenschaftlichen Forschung be-
stimmte Freiheiten einräumen sollte,
kann zu einer differenzierten Einschät-
zung der Forschungsfreiheitsnorm füh-
ren: Welche Werte sollen durch sie über-
haupt geschützt werden? Welche Frei-
heiten müssen in welchem Umfang ge-
währleistet sein, damit Forschungsfrei-

heit die von ihr erhofften Früchte trägt?
Wo liegen die Stärken, wo die Schwä-
chen und Grenzen der verschiedenen
Argumente, mit denen der Ruf nach For-
schungsfreiheit begründet werden kann?
Bei der Suche nach den Gründen (und
den ihnen jeweils inhärenten Begren-
zungen) zeigt sich schnell, dass die Frei-
heit der Forschung auf mehreren ganz
verschiedenartigen philosophischen
Grundlagen fußt.

Das Autonomie-Argument
Zunächst scheint sich ein ganz elemen-
tares Argument aus Autonomiegründen
anzubieten: Wissen ist mehr als nur eine
von vielen Ressourcen, die ein freier
Mensch sich nach seinem freien Ent-
schluss zu verschaffen streben kann. Es
ist nämlich zusätzlich seinerseits eine
wichtige Grundlage menschlicher Frei-
heit selbst, da wir ohne Wissen unsere
Ziele im Allgemeinen weder sinnvoll re-
flektieren noch wirksam verfolgen kön-
nen. In diesem Sinn hat bereits Johann
Gottlieb Fichte die Freiheit des Denkens
und der Wissenssuche verteidigt; sie stel-
le für den Menschen eine „nothwendige
Bedingung, unter welcher er sagen kann:
ich bin, bin selbstständiges Wesen“ dar.
Daraus folgt für ihn das „Menschen-
recht“ auf „[f]reie Untersuchung jedes
möglichen Objects des Nachdenkens,
nach jeder möglichen Richtung hin, und
ins Unbegränzte hinaus“.

Doch die Zugkraft des Arguments
aus Autonomiegründen für heutige For-
schungsfreiheitsdebatten ist sehr be-
grenzt. Das liegt nicht nur daran, dass
menschliche Autonomie kein vollständi-
ges und absolutes ethisches Ideal sein
kann, sondern sich gegen andere wert-
stiftende Ideale abwägen lassen muss,
die sich nicht auf Autonomie zurückfüh-
ren lassen (Glück, Gerechtigkeit, Solida-
rität, um nur einige zu nennen). Noch
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entscheidender ist, dass ein Argument
aus Autonomiegründen allenfalls Gründe
liefert, ein Individuum nicht dabei zu be-
hindern, aus eigenen Kräften nach für
seine eigene Freiheit bedeutsamem Wis-
sen zu suchen. Die Wissenschaft ist aber
heute eine aus öffentlichen Mitteln geför-
derte Gemeinschaftsunternehmung, und
im Allgemeinen geht es bei der For-
schungsfreiheit heute um die Freiheit
von Wissenschaftlern, die im Rahmen
dieser öffentlich getragenen Wissen-
schaft tätig sind. Zwar fördert auch sie
zumindest gelegentlich Wissen zu Tage,
das für unser aller individuelle Freiheit
bedeutsam sein kann, doch geht allein
daraus noch nicht hervor, warum dieses
Wissen auch auf freie Art und Weise ge-
sucht und gefunden werden sollte. Öf-
fentliche Straßen und Wege tragen auch
zu unser aller Bewegungsfreiheit bei, und
trotzdem fordert niemand eine Freiheit
des Straßenbaus.

Erkenntnistheoretische
Begründung

Um zu zeigen, dass eine politische Ge-
meinschaft, die wissenschaftliche For-

schung unterstützt, dabei bestimmte
Freiheiten gewähren sollte, sind zusätz-
liche Argumente erforderlich. Insbeson-
dere eine erkenntnistheoretische und
eine politische Begründung kommen
dafür in Frage. Die erkentnistheoreti-
sche Begründung setzt bei der Fehlbar-
keit des menschlichen Erkenntnisstre-
bens an. Da sich immer erst im Nachhi-
nein herausstellen wird, welches heute
die vielversprechendsten Ansätze und
fruchtbarsten Ideen in der Wissenschaft
sind, tun wir gut daran, eine möglichst

vielfältige Forschungskultur zu fördern,
in der auch unorthodoxe Ansätze Platz
haben. Und Vielfalt und Kreativität kul-
tiviert man am besten durch Freiheit.
Dieser Grundgedanke ist von den früh-
neuzeitlichen Verteidigern der libertas
philosophandi bis hin zu John Stuart
Mill bei vielen Denkern bezeugt. Ein-
dringlich formuliert ihn der Philosoph

und Jurist Nicolas Gundling in einer
seinerzeit aufsehenerregenden Rede an
der Universität Halle: „Schrittweise
wird jener Gipfel der Weisheit erklom-
men, der zwischen tausend Felsspitzen
und Sträuchern von Meinungen sich er-
hebt; so dass es so gut wie nicht gesche-
hen kann, dass nicht auch die Gründ-
lichsten hie und da ausrutschen und an-
stoßen und Falsches erfassen, bevor sie
dort ankommen, wo zu keinem Irren
und Ausrutschen mehr Gelegenheit ist.
Nun stell dir aber vor, die Irrenden wür-

den nicht geduldet, die Ge-
täuschten unterdrückt, die
Gestrauchelten niederge-
trampelt und weggejagt –
wer wäre es, der zu jener
höchsten Feste der Wahr-

heit aufsteigen könnte? Daher ist der
Vernunft Freiheit zu gewähren […].“ 

Eine erkenntnistheoretische Be-
gründung der Forschungsfreiheit läuft
also darauf hinaus, zu zeigen, dass Frei-
heit für unsere kollektive Suche nach
relevantem Wissen instrumentell för-
derlich ist. Daraus folgen bereits einige
interessante Besonderheiten der so be-
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gründbaren Form von Forschungsfrei-
heit. Erstens können Vielfalt und Krea-
tivität in den Wissenschaften nur durch
die Freiheit einzelner Forschergruppen
oder Forscher gefördert werden – die
Forderung nach einer Unabhängigkeit
der Wissenschaft als Kollektiv im Sinne
einer Freiheit von jeglicher außerwis-
senschaftlicher Einmischung, wie sie
zuweilen auch unter
dem Stichwort der Frei-
heit der Wissenschaft
verstanden wird, kann
sich also jedenfalls
nicht auf diese Begrün-
dung berufen. Zweitens ist die erkennt-
nistheoretische Begründung am über-
zeugendsten als Argument für methodo-
logische Freiheiten – die freie Wahl der
Herangehensweise an ein gegebenes
Problem. Inwieweit sich auch eine freie
Wahl der beforschten Fragestellung auf
dieselbe Weise motivieren lässt, ist
schon deutlich schwieriger zu beant-
worten. Sicher sind bei sehr eng defi-
nierten vorgegebenen Fragestellungen
die Bedingungen für Kreativität und
Vielfalt stark eingeschränkt (ebenso wie
die methodologische Freiheit, da eine
andere Herangehensweise oft wenigs-
tens eine leichte Verschiebung der Fra-
gestellung mit sich bringt). Moderat ein-
schränkende Vorgaben von For-
schungsthemen scheinen dagegen mit
der erkenntnistheoretisch begründba-
ren Forschungsfreiheit vereinbar, wie
auch zahlreiche innovative Forschungs-
leistungen aus der Industrie- und Pro-
grammforschung nahelegen. Drittens ist
zu betonen, dass die erkenntnistheoreti-
sche Begründung nur einen instrumen-
tellen Wert der Forschungsfreiheit für
die Erlangung einer bestimmten Art von
Wissen nachweist. Die so begründbare
Forschungsfreiheit kann einer politi-
schen Gemeinschaft also nie mehr wert
sein als das Wissen, das mit ihrer Hilfe
gefunden wird. Es wäre zwar kurzsich-
tig, unter diesem Wert nur den Nutzen
zu verstehen, den wissenschaftliches
Wissen für die Beförderung praktischer
Ziele hat – Wert gewinnt Wissen auch
durch seinen Beitrag zu unserem Ver-
ständnis der Welt und sogar durch die
unmittelbare Freude an der Erkenntnis
selbst. Doch auch diese Arten von Wert-
stiftung betreffen nicht jede Erkenntnis
gleichermaßen. Wie schlagkräftig die er-
kenntnistheoretische Begründung der
Forschungsfreiheit ist, hängt deshalb in
jedem Einzelfall auch davon ab, wel-
chen Wert die wissenschaftlichen Er-
kenntnisziele für die Mitglieder der po-

litischen Gemeinschaft haben, von der
die Gewährleistung der Wissenschafts-
freiheit erwartet wird.

Politische Begründung
Historisch verdankt sich die Wirksam-
keit eines Forschungsfreiheitsprinzips
in der politischen Sphäre allerdings we-
niger der erkenntnistheoretischen, son-

dern vielmehr einer genuin politischen
Begründung. Bereits 1792 empfahl der
Mathematiker Condorcet für die Orga-
nisation der Wissenschaften im nachre-
volutionären Frankreich, es dürfe „kei-
ne öffentliche Gewalt die Autorität [...]
haben, die Entwicklung neuer Wahrhei-
ten oder die Lehre solcher Theorien zu
verhindern, die ihrer besonderen Politik
oder ihren aktuellen Interessen wider-
sprechen.“ In einer demokratischen po-
litischen Ordnung erhält die politische
Unabhängigkeit der Wissenschaften ei-
ne besondere Brisanz, da wissenschaft-
liches Wissen eine Grundvoraussetzung
dafür ist, dass Bürger politische Präfe-
renzen ausbilden können, die ihre Inte-
ressen und Werte auf angemessene Wei-
se widerspiegeln. Je mehr die Lebens-
welt der Bürger wissenschaftlich-tech-
nisch geprägt ist, umso mehr gehören
auch wissenschaftliche Ergebnisse zu
diesem politisch relevanten Wissen. Bei
Beeinflussung der Praktiken und Insti-

tutionen, die dieses Wissen erzeugen,
durch die politischen Gewalten besteht
die Gefahr, dass der demokratische Pro-
zess (und somit die Legitimation dieser
Gewalten selbst) unterminiert wird. Die
politische Begründung der Wissen-
schaftsfreiheit herrscht auch in der
deutschsprachigen Diskussion des
neunzehnten Jahrhunderts vor – bei-
spielsweise, wenn der Historiker Fried-
rich Dahlmann inmitten des Vormärz
betont, es sei „nun schlechterdings ein-
mal unmöglich, daß die Wissenschaft
diejenige Kraft aufgebe, durch welche
sie im Stande ist, einer Regierung häufig
unbequem zu werden.“ Auf Dahlmanns
Vorschlag geht die Aufnahme der „Frei-
heit der Wissenschaft“ in den Grund-

rechtekatalog des sogenannten Siebzeh-
nerausschusses aus dem Jahre 1848 und
somit der Einzug der Forschungsfreiheit
in die deutsche Verfassungsgeschichte
zurück.

Die politische Begründung liefert
ein starkes Argument für eine spezifi-
sche Art von Freiheit: nämlich eine
Freiheit von solchen Beeinflussungen

seitens der politi-
schen Gewalten
und ähnlich
mächtiger Akteu-
re, die eine Len-
kung in Richtung

bestimmter Ergebnisse (oder die Unter-
drückung einer bestimmten Art von Er-
gebnissen) erlauben würden. Wo die er-
kenntnistheoretische Begründung eine
Art Mikro-Autonomie auf der Ebene
der individuellen Wahl von Projekten
und Ansätzen stützt, da spricht die poli-
tische Begründung eher für eine Makro-
Autonomie in Form einer Gewaltentei-
lung zwischen den öffentlichen Gewal-
ten und denjenigen Prozessen, durch
die festgelegt wird, was geforscht wird
und was nicht.

Keine Begründung ist absolut
Die verschiedenen Begründungsstränge
der Forschungsfreiheit, so zeigt sich,
überlappen und ergänzen einander im
Hinblick auf die Freiheitsformen, die sie
jeweils zu stützen vermögen. Sie sind
genügend aktuell, um den pauschalen
Verdacht gegen Berufungen auf die For-
schungsfreiheit, sie seien nichts als leere
Standesrhetorik, auszuräumen. Keine

der Begründungen
ist jedoch absolut –
ihre Stärke muss
sich jeweils abwä-
gen lassen gegen
konkurrierende ge-

sellschaftliche Interessen und Werte
und ist überdies oft abhängig von
schwierigen Werturteilen, die sich we-
der pauschal im Vorhinein festlegen,
noch dem Monopol einer einzigen In-
stitution überantworten lassen. 

Eine Berufung auf das Forschungs-
freiheitsprinzip ist deshalb nie dazu ge-
eignet, eine öffentliche Auseinanderset-
zung über die Ziele und Mittel der Wis-
senschaft zu ersetzen. Sie sollte nie das
Ende, sondern idealerweise immer An-
fang einer solchen Diskussion markie-
ren.

Zu dem Thema ist vom Autor das Buch „Die
Freiheit der Forschung. Begründungen und Be-
grenzungen“, Suhrkamp Verlag 2012, erschie-
nen.
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»Eine Berufung auf das Forschungsfreiheitsprinzip
ersetzt nicht eine öffentliche Auseinandersetzung
über die Ziele und Mittel der Wissenschaft.«

»Historisch verdankt sich die Wirksam-
keit eines Forschungsfreiheitsprinzips
einer genuin politischen Begründung.«


